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Die Überlastung des Bundesgerichts und des Eidgenössischen
Versicherungsgerichts ist seit den Achtziger Jahren ein Dauerproblem. Die
Teilrevision des Bundesrechtspflegegesetzes von 1991 bewirkte zwar eine gewisse
Entlastung der Gerichte. Die Entlastungsmassnahmen wurden jedoch rasch durch
die weiter steigenden Eingänge kompensiert.

Das Bundesgericht in Lausanne verzeichnete 1978 noch rund 3'000 Eingänge. In
den Achtziger Jahren stieg die Zahl auf jährlich 4'000 neue Fälle an. Zu Beginn der
Neunziger Jahre verzeichnete das Bundesgericht eine erneute markante Steigerung
auf ca. 5'200 bis 5'400 Eingänge pro Jahr. In den letzten sechs Jahren stabilisierten
sich die Eingänge auf diesem Niveau. Die Zahl der Pendenzen (am Ende eines
Geschäftsjahres hängige Fälle) konnte in den letzten Jahren von ca. 2'000 auf 1'600
abgebaut werden. Die Stabilisierung darf jedoch nicht zur Annahme verleiten, es
zeichne sich eine Entspannung ab. Die Geschäftslast entspricht einem für das
Gericht kaum verkraftbaren Übermass.

Noch drastischer stellt sich die Entwicklung beim Eidgenössischen
Versicherungsgericht (EVG) in Luzern dar. Die Neueingänge im
Sozialversicherungsbereich haben in den letzten zehn Jahren von 1'194 auf 2'521
um 111 Prozent zugenommen. Im gleichen Zeitraum konnte das EVG die
Erledigungen um 93 Prozent steigern, doch nahmen gleichzeitig die Pendenzen von
883 auf 2'109 um 138 Prozent zu. Die durchschnittliche Prozessdauer beträgt neun
Monate.

Bei ständig wachsender Geschäftslast ist die Zahl der Richterinnen und Richter seit
1984 unverändert geblieben. Das Bundesgericht besteht heute aus 30 Mitgliedern
und 30 nebenamtlichen Richtern, das EVG aus je 9 (ab 2001 9 bis 11). Die obersten
Gerichte konnten dem zunehmenden Erledigungsdruck lediglich dank eines
schrittweisen Ausbaus des Bestandes an Gerichtsschreiberinnen und
Gerichtsschreibern und juristischem Personal Stand halten.

��� ���&�'���01��# ��"&)

Die Ursachen der seit 30 Jahren ständig steigenden Zahl der bei den
Eidgenössischen Gerichten anhängig gemachten Streitigkeiten liegen zum einen
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darin, dass ���������������	�
��
�����
��������� einer rechtlichen Regelung
unterworfen wurden. Damit nahm die Zahl der gesetzlichen Regelungen zu, aber
auch deren Technizität und Komplexität. Die Ausweitung der Bundesgesetzgebung
führt stets auch zu einer Erweiterung der Kontrolle durch das Bundesgericht, und je
komplexer die Normen werden, umso grösser wird das Bedürfnis nach einer Klärung
von konkreten Auslegungsfragen durch das oberste Gericht. Zum anderen hat die
konjunkturelle Situation der Neunziger Jahre insbesondere in den
Sozialversicherungen (AHV, Invalidenversicherung, Arbeitslosenversicherung) zu
erheblich mehr Beschwerden geführt.

Zur Arbeitsbelastung trägt weiter bei, dass das Bundesgericht noch in zahlreichen
Fällen als ���
��������
���������
��� entscheidet. Die entsprechenden Verfahren sind
für das Gericht aufwändiger als wenn es nur die Rechtmässigkeit eines gerichtlichen
Urteils überprüfen muss.

Besonders arbeitsintensiv sind für das Bundesgericht die Fälle, in denen das Gericht
als ���
����	 �����������
��� ������
��������� urteilt. Auch wenn die Anzahl der
Direktprozesse gemessen an der Gesamtzahl der beim Bundesgericht anhängig
gemachten Streitigkeiten nicht gross ist, verursacht jeder einzelne Fall einen
unverhältnismässigen Aufwand, weil das Bundesgericht den Sachverhalt in einem
zeitintensiven Beweisverfahren selbst feststellen muss.

4%�5"&)�&�"&'���� ���&�'���01��# ��"&)

Die seit Jahren steigende Geschäftslast führte zu einem Anwachsen der Pendenzen
und zu einem andauernden Erledigungsdruck für die Richterinnen und Richter. Um
die Funktionsfähigkeit der Gerichte aufrecht zu erhalten und die Prozessdauer auf
einem rechtsstaatlich verantwortbaren Mass zu halten, war es unabdingbar, dass die
Richterinnen und Richter vermehrt Aufgaben wie die Vorbereitung von Referaten
den juristischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter übertrugen. Die Überlastung der
Gerichte kann aber nicht durch eine unbegrenzte Erhöhung der Zahl der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bewältigt werden. Die juristischen Mitarbeiter
können den Richtern zwar gewisse Vorbereitungs- und Redaktionsarbeiten
abnehmen, nicht aber die Verantwortung für die Urteile.

Die anhaltende Überlastung und der Zwang, möglichst viele Fälle zu erledigen,
bergen die Gefahr in sich, dass die höchsten Gerichte ihre 	��������
�������� nicht
mehr richtig erfüllen können, nämlich dem Rechtssuchenden im konkreten Fall
Rechtsschutz zu gewähren, eine einheitliche Rechtsanwendung in der gesamten
Schweiz sicher zu stellen und zur Rechtsfortbildung beizutragen.

Die anhaltend hohe Geschäftslast gefährdet die ����
������������
 der obersten
Gerichte. Es besteht die Gefahr, dass die obersten Gerichte nicht mehr garantieren
können, dass jeder Streitfall innert angemessener Frist erledigt wird, wie dies
Artikel 29 der Bundesverfassung vorschreibt. Der beste Rechtsschutz, durch
Verfassung und Gesetz gewährleistet, nützt den Bürgerinnen und Bürgern nichts,
wenn in ihren Rechtsstreitigkeiten nicht innert nützlicher Frist Recht gesprochen wird.
Auch die Qualität der Rechtsprechung könnte beeinträchtigt werden.
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Die Bundesrechtspflege kennt eine Vielzahl von verschiedenen Rechtsmitteln und
Klagen, die oft nur schwer voneinander abzugrenzen sind. Selbst innerhalb des
gleichen Rechtsmittels bestehen zuweilen unterschiedliche Regelungen, etwa
hinsichtlich der Kognition (Prüfungsprogramm) oder der Erschöpfung des
Instanzenzuges. Dies hat zur Folge, dass sowohl das Bundesgericht als auch die
Prozessbeteiligten verhältnismässig viel Zeit für die Behandlung formeller Fragen
aufwenden müssen. 1999 endete ein Viertel der Verfahren (1470 Fälle) mit einem
Nichteintretensentscheid; bei den staatsrechtlichen Beschwerden machte dieser
Anteil sogar fast einen Drittel aus.

9/��+�5�&�%7����������"�!

Der Rechtsschutz ist in der Schweiz in den letzten Jahrzehnten vor allem durch den
Ausbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit im Bund und in den Kantonen erweitert
worden. Trotzdem bestehen noch Lücken.

Ein Reformbedarf resultiert aus der Einführung der allgemeinen ����
� �������
��
auf Verfassungsstufe durch die !��
�������". Die Rechtsweggarantie gewährt dem
Rechtssuchenden in grundsätzlich allen Rechtsstreitigkeiten Anspruch auf Zugang
zu einem unabhängigen Gericht. Mit der Inkraftsetzung der Justizreform muss die
Rechtsweggarantie auf Gesetzesstufe umgesetzt werden. Heute steht der Zugang
zu einem unabhängigen Gericht insbesondere in jenen Bereichen des
Bundesverwaltungsrechts nicht offen, in denen der Bundesrat oder ein Departement
endgültig entscheiden. Gegen Verwaltungsakte der Kantone steht zwar die
staatsrechtliche Beschwerde an das Bundesgericht offen; diese löst aber keine
umfassende Sachverhalts- und Rechtskontrolle aus und genügt damit den
Anforderungen der verfassungsmässigen Rechtsweggarantie nicht.

Eine weitere Lücke im Rechtsschutz besteht bei der #��$�	������� ��	�. Sie fehlt
im Anwendungsbereich der heutigen Verfassungsbeschwerde (staatsrechtlichen
Beschwerde), was zu unbilligen Konstellationen führen kann. So kann zum Beispiel
die Regierung ein Urteil des Verwaltungsgerichts, das den Kanton in seinen
hoheitlichen Befugnissen trifft, nicht wegen falscher Anwendung
verfassungsmässiger Rechte der Bürger anfechten, weil die staatsrechtliche
Beschwerde grundsätzlich nur Privaten als Träger verfassungsmässiger Rechte
zusteht, nicht aber dem öffentlichen Gemeinwesen.

Reformbedürftig erscheint auch der Rechtsschutz im Bereich der ����
�����������
�
	���#��	��. Abgesehen von marginalen Kompetenzen des Bundesgerichts in den
Fällen von Artikel 80 BPR fehlt ein gerichtlicher Rechtsschutz, da Beschwerden
gegen Entscheide der Kantonsregierungen betreffend eidgenössische
Abstimmungen bzw. Nationalratswahlen letztinstanzlich vom Bundesrat bzw. vom
Nationalrat beurteilt werden (Art. 81 und 82 BPR).

Aus der Sicht des Rechtsschutzes nicht befriedigend ist die ���
���
��������
#��	���
���������
�������
 des Bundesgerichts. In diesen Fällen urteilt das
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Bundesstrafgericht als einzige Instanz über die Strafbarkeit von Personen, ohne
dass ein oberes Gericht den Entscheid überprüfen kann.

�,�������1"&)�&�!"����$%�%�&�'����"&'��������(�#�)�)����!��

Das geltende Bundesrechtspflegegesetz vom 16. Dezember 1943 ist seit längerer
Zeit Gegenstand von Reformbemühungen. 1985 legte der Bundesrat eine erste
Entlastungsvorlage aufgrund der Arbeiten der Expertenkommission Hans Dubs vor.
Die Referendumsvorlage scheiterte jedoch am 1. April 1990 in der
Volksabstimmung, insbesondere wegen der Erhöhung der Streitwertgrenzen in der
Zivilrechtspflege und des besonderen Vorprüfungsverfahrens für die staatsrechtliche
Beschwerde.

In der OG-Revision von 1991 wurden unbestrittene Teile der Vorlage von 1989
wieder aufgenommen. Die Revision trat grösstenteils am 15. Februar 1992 in Kraft.
Sie brachte u. a. einen Ausbau der richterlichen Vorinstanzen in der
Verwaltungsrechtspflege durch zusätzliche Spezialrekurskommissionen und durch
die Pflicht der Kantone zur Schaffung kantonaler richerlicher Vorinstanzen für
Entscheide, die mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde beim Bundesgericht
angefochten werden können, die Verallgemeinerung der Dreierbesetzung des
Gerichts, die Einführung des Zirkulationsverfahrens und die Ausdehnung des
vereinfachten Verfahrens.

Die Geschäftsprüfungskommissionen der Eidgenössischen Räte (GPK), die sich im
Rahmen der Oberaufsicht regelmässig mit der Geschäftsführung der
Eidgenössischen Gerichte befassen, erachteten die Überlastung der Gerichte seit
längerer Zeit als gravierend.

Angesichts der nach wie vor steigenden Geschäftslast der obersten Gerichte
reichten die beiden Geschäftsprüfungskommissionen 1999 eine Parlamentarische
Initiative für eine Teilrevision der Bundesrechtspflege zur Entlastung des
Bundesgerichts ein. Die Vorlage beinhaltete einzelne Entlastungsmassnahmen, die
noch vor der Totalrevision der Bundesrechtspflege realisiert werden sollten. Mit
Ausnahme der Vereinfachung des Zirkulationsverfahrens und der
Kognitionsbeschränkung des EVG wurden die Sofortmassnahmen vom Parlament
im Juni 2000 verabschiedet. Die Teilrevision trat am 1. Januar 2001 in Kraft.

��"&'!+)��'���3��# )�

Die vorliegende Totalrevision der Bundesrechtspflege umfasst 	���������%���
��,
das Bundesgesetz über das Bundesgericht (Bundesgerichtsgesetz, BGG), das
Bundesgesetz über das Bundesstrafgericht (Strafgerichtsgesetz, SGG) und das
Bundesgesetz über das Bundesverwaltungsgericht (Verwaltungsgerichtsgesetz,
VGG). Das Bundesgerichtsgesetz ersetzt das bisherige Bundesgesetz über die



Informationsdienst EJPD: 7HOHIRQ +41 (0)31 323 51 29 - )D[ +41 (0)31 322 40 82 - :HEVLWH "http://www.ejpd.admin.ch"

5

Organisation der Bundesrechtspflege (Bundesrechtspflegegesetz, OG); das
Strafgerichtsgesetz und das Verwaltungsgerichtsgesetz sind zwei neue Erlasse, die
die Organisation der zu schaffenden unterinstanzlichen Gerichte des Bundes regeln.

Die drei Gesetzesvorlagen stehen in einem inneren Zusammenhang und sind auf
einander abgestimmt. Sie werden aber einzeln dem Referendum unterstellt. Es wird
davon ausgegangen, dass die drei Gesetze ���������
�� verabschiedet und in Kraft
gesetzt werden. Eine zeitlich gestaffelte Inkraftsetzung würde grössere Anpassungen
der jeweils anderen Vorlagen und des geltenden Rechts erfordern.

�,��&�# ��"&)�'����"&'��)��%����

Um die Funktionsfähigkeit des Bundesgerichts als oberstes Gericht sicherzustellen,
muss die Überlastung beseitigt werden. Die Vorlage sieht im Wesentlichen vier
Entlastungsmassnahmen vor: den Ausbau der richterlichen Vorinstanzen, die
Einführung bzw. Erhöhung von Streitwertgrenzen, den Ausschluss bestimmter
Sachgebiete von der Zuständigkeit des Bundesgerichts sowie ein vereinfachtes
Verfahren.

./��"�1 "�'����%�����#%���&�3��%&�� &!�&

Das Bundesgericht soll grundsätzlich nicht mehr als ���
� ������
����� ���
���
entscheiden. Ausnahmen sind auf wenige Sonderfälle zu beschränken. Künftig soll
es nicht mehr möglich sein, gegen Verfügungen von Verwaltungsbehörden direkt
beim Bundesgericht zu rekurrieren: der Beschwerdeweg soll in der Regel nur noch
über eine richterliche Beschwerdeinstanz ans Bundesgericht führen.

Die &�
���
���� ������ dieser Massnahme besteht zum einen darin, dass sich das
Bundesgericht in Beschwerdefällen, in denen bereits eine unabhängige richterliche
Vorinstanz eine vollständige Rechts- und Sachverhaltsprüfung vorgenommen hat,
auf eine Prüfung der Rechtsfragen beschränken kann. Die Feststellung und die volle
Überprüfung des Sachverhalts ist nicht Aufgabe des obersten Gerichts. Zum
anderen kann das Bundesgericht von der Filterwirkung richterlicher Vorinstanzen
profitieren. Der Entscheid eines unabhängigen, wenn auch unteren Gerichts geniesst
höhere Akzeptanz bei den Parteien als der Entscheid einer Verwaltungsbehörde, so
dass mit weniger Weiterzügen an das Bundesgericht zu rechnen ist.

Das Bundesgericht soll zudem weitgehend von �����
��������� entlastet werden. Es
soll nur noch in jenen Fällen als einzige Instanz im Klageverfahren urteilen, wo sich
dies aus staatspolitischen Gründen aufdrängt, nämlich bei Streitigkeiten zwischen
Bund und Kantonen oder zwischen Kantonen, sowie in Staatshaftungsfällen, in
welche oberste Magistratspersonen des Bundes involviert sind. Im Strafrecht soll es
keine Direktprozesse vor dem Bundesgericht mehr geben. Mit der Reduktion der
Direktprozesse auf das notwendige Minimum wird das Bundesgericht von
aufwändigen Beweisverfahren entlastet. Diese beiden Massnahmen bedingen den
Ausbau bestehender oder die Schaffung neuer gerichtlicher Vorinstanzen des
Bundesgerichts.
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Mit dem Inkrafttreten der Justizreform schreibt die Bundesverfassung ausdrücklich
die Schaffung eines Strafgerichts vor, das als erste Instanz Straffälle beurteilt, die
der Gerichtsbarkeit des Bundes unterliegen. Die vorliegende Reform sieht deshalb
vor, dass die Strafgerichtsbarkeit des Bundes, die heute durch das
Bundesstrafgericht am Bundesgericht als erste und einzige Instanz (im
Direktprozess) wahrgenommen wird, einem neu zu schaffenden Bundesstrafgericht
übertragen wird. Seine Urteile unterliegen einem Rechtsmittel an das Bundesgericht.
Das Bundesgericht wird dadurch von den aufwändigen erstinstanzlichen
Strafprozessen entlastet.

///�"&'��"&'��$��- #�"&)�)��%���
Im Bereich der unteren Verwaltungsgerichtsbarkeit des Bundes soll ein ���
�����
#��	��'�� ��
����������
 als richterliche Vorinstanz des Bundesgerichts geschaffen
werden. Diesem neuen unteren Gericht auf Bundesebene kommen drei Funktionen
im System der Bundesrechtspflege zu:
• &��
��� werden im Bundesverwaltungsgericht die über 30 bestehenden

Rekurskommissionen des Bundes zusammengefasst, die heute bereits
richterliche Vorinstanzen des Bundesgerichts in der
Bundesverwaltungsrechtspflege bilden oder - wie etwa die Asylrekurskommission
- als Gerichtsbehörden letztinstanzliche Entscheide fällen.

• ( ��
��� soll das Bundesverwaltungsgericht in jenen Bereichen der
Verwaltungsrechtspflege des Bundes eine Lücke schliessen, wo heute noch
keine richterliche Vorinstanz des Bundesgerichts besteht. Die Departemente,
autonomen Anstalten und nicht richterlichen Kommissionen des Bundes trafen in
den letzten fünf Jahren durchschnittlich ca. 3'000 Verfügungen pro Jahr, die nicht
bei einer eidgenössischen Rekurskommission anfechtbar sind.

• ���

��� wird mit dem Bundesverwaltungsgericht die von der Justizreform
garantierte allgemeine Rechtsweggarantie für jene Bereiche des
Bundesverwaltungsrechts verwirklicht, in denen heute der Bundesrat oder ein
Departement endgültig entscheiden. In diesen Verwaltungsbereichen sollen
Entscheide künftig durch das Bundesverwaltungsgericht überprüft werden
können. Dadurch wird der Rechtsschutz verbessert, ohne dass für das
Bundesgericht Mehrarbeit entsteht.

4 �#�"&'����##"&)�'����%�����
Die Mitglieder der heutigen Rekurs- und Schiedskommissionen werden durch den
Bundesrat gewählt. Für die Mitglieder des künftigen Bundesverwaltungsgerichts
schlug die &)���
����""������ für die Totalrevision der Bundesrechtspflege die
Wahl durch die Bundesversammlung vor. Die Wahl durch die Bundesversammlung
mache die Richterstellen für kompetente Persönlichkeiten attraktiv und verleihe dem
Bundesverwaltungsgericht einen hohen Stellenwert. Das sei wichtig, wenn es das
Bundesgericht wirklich entlasten solle. Nur wenn der Rechtssuchende Vertrauen in
das Bundesverwaltungsgericht fasse, hege er Respekt vor seinen Urteilen und ziehe
diese nicht selbstverständlich ans Bundesgericht weiter.

Diese Überlegungen vermochten in der *�����"������� nicht durchwegs zu
überzeugen. Vereinzelt wurde die Wahl durch die Bundesversammlung als
"übertrieben" bezeichnet. Gegen die Einsetzung der Bundesversammlung als
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Wahlorgan spricht zudem, dass die Wahl und Wiederwahl einer derart grossen
Anzahl von Richterinnen und Richtern für das Parlament zu einer Belastung werden
kann. Dies gilt umso mehr, als das Amt eines Bundesverwaltungsrichters bzw. eines
Bundesstrafrichters auch mit einem Teilpensum ausgeübt werden kann, was zu
einer zusätzlichen Vergrösserung des Personalbestands und einer Verkomplizierung
der Erst- und Wiederwahlen (Pensenveränderungen bisheriger Richter im
Zusammenhang mit Vakanzen) führen kann.

Der vorliegende Entwurf trägt diesen Einwänden Rechnung und sieht als Wahlorgan
den #��	����
 vor. Diese Lösung wahrt die Kontinuität mit der heute geltenden
Regelung für die Rekurs- und Schiedskommissionen und markiert einen Unterschied
zu den Mitgliedern des obersten Gerichts, welche durch die Bundesversammlung
gewählt werden.

6 &��& #�����%����
Der Rechtsschutz der Bürger soll in erster Linie durch untere Gerichtsinstanzen
gewährleistet werden. Dieses Prinzip verlangt jedoch, dass überall der Zugang zu
einer solchen Instanz offenstehen muss, einschliesslich in Streitigkeiten, die in die
Kompetenz der Kantone fallen.

Im Anwendungsbereich des Bundesverwaltungsrechts wurde im Jahre 1991 mit der
Einführung von Artikel 98a OG ein wichtiger Schritt in diese Richtung gemacht.
Aufgrund dieser Bestimmung mussten die Kantone bis zum 15. Februar 1997 für alle
Fälle, die unmittelbar mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde an das Bundesgericht
weitergezogen werden können, richterliche Behörden als letzte kantonale Instanzen
einsetzen. Daneben verbleiben aber immer noch Bereiche, in denen das
Bundesgericht als erste und einzige richterliche Instanz entscheiden muss.

Dies trifft vor allem im Bereich des kantonalen öffentlichen Rechts zu. Die
bestehenden Lücken in der kantonalen Verfassungs- und Verwaltungsgerichtsbarkeit
verursachen zu einem grossen Teil den Zustrom staatsrechtlicher Beschwerden und
tragen damit wesentlich zur Überlastung des Bundesgerichts bei. Anzustreben ist
deshalb, dass jeder Kanton mindestens die Kontrolle der Anwendung des
kantonalen Verwaltungsrechts einer richterlichen Behörde anvertraut. Dabei reicht es
nicht mehr, lediglich an den guten Willen der Kantone zu appellieren, wie in den
Botschaften von 1985 und 1991. Die Pflicht, eine Beschwerdemöglichkeit vor einem
kantonalen Gericht vorzusehen, leitet sich nun aus Artikel 29a BV-Justizreform ab.
Die Kantone haben eine Verwaltungsgerichtsbarkeit mit genereller Zuständigkeit und
voller Sachverhalts- und Rechtskontrolle einzuführen.

�/�����%�-���)��&!�

Für Beschwerden in (�'�������� gilt das Erfordernis eines Mindeststreitwertes
grundsätzlich für sämtliche vermögensrechtlichen Streitigkeiten. Einige Bereiche des
Schuldbetreibungs- und Konkursrechts sind jedoch vom Erfordernis eines
Mindeststreitwertes ausgenommen, namentlich wegen der Schwierigkeit, den
Streitwert zu bestimmen. Die Streitwertgrenze wird bei der Beschwerde in
Zivilsachen von 8'000 Franken auf 40'000 Franken erhöht. Damit wird einerseits der
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Inflation seit 1959, als die Streitwertgrenze auf 8’000 Franken festgesetzt wurde,
Rechnung getragen. Mit dem die einfache Indexierung übersteigenden
Erhöhungsbetrag von rund 9'000 Franken wird andererseits berücksichtigt, dass die
Vereinheitlichung des Zivilprozessrechts zu einer gewissen Zunahme der
Beschwerden führen wird. Zudem wird der Mehraufwand ausgeglichen, der dadurch
entsteht, dass dem Bundesgericht jede Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung
unabhängig von der Höhe des Streitwertes vorgelegt werden kann. Diese
Möglichkeit wird übrigens die Wirkung der Erhöhung der Streitwertgrenze wieder
reduzieren. Selbst in Bereichen mit einem häufig relativ tiefen Streitwert
(Konsumentenschutz, Mietrecht, Arbeitsrecht etc.) bleibt der Zugang zum
Bundesgericht für Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung offen.

In $����
���������
�������+�����������
�� ist ein Mindeststreitwert von 40'000
Franken einzig bei der Staatshaftung vorgesehen. Es handelt sich hierbei um
vermögensrechtliche Streitigkeiten, die denjenigen der zivilrechtlichen Haftung
verwandt sind. Die zivilrechtliche Haftung und die Staatshaftung gleichen sich immer
mehr an. Es rechtfertigt sich daher, den Zugang zum Bundesgericht für Streitigkeiten
im Bereich der Staatshaftung analog zu den zivilrechtlichen Haftungsfällen zu
beschränken. Der Zugang bleibt jedoch gewährleistet, wenn sich eine Rechtsfrage
von grundsätzlicher Bedeutung stellt.

Das vorliegende Projekt macht von der Möglichkeit Gebrauch, den Zugang zum
Bundesgericht auch im Bereich des ,
�������
� - entsprechend der laufenden
Revision des Allgemeinen Teil des Strafrechts - durch eine Streitwertgrenze zu
beschränken. So können Verurteilungen zu einer Geldstrafe von weniger als 30
Tagessätzen Geldstrafe oder zu einer Busse von weniger als 500 Franken für eine
natürliche Person bzw. von 10'000 Franken für ein Unternehmen nicht mehr beim
Bundesgericht angefochten werden, ausser es handelt sich um Rechtsfragen von
grundsätzlicher Bedeutung.

9/��"����#"���$�&�� ��)�1%���&

Der Ausschluss von bestimmten Sachgebieten ist ein wirksames Instrument zur
Entlastung des Bundesgerichts, weil keinerlei Entscheide aus den
ausgeschlossenen Gebieten beim Bundesgericht angefochten werden können. Der
Ausschluss eines Sachgebietes hat zur Folge, dass die Verantwortung,
letztinstanzlich die Einhaltung des Bundesrechts (einschliesslich der Grundrechte) zu
gewährleisten, in diesen Gebieten beim Bundesverwaltungsgericht oder bei den
kantonalen Gerichten liegt.

Bei der Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten korrespondieren die
vorgesehenen Ausnahmen grösstenteils mit den bestehenden Ausnahmen bei der
Verwaltungsgerichtsbeschwerde. Sie wurden jedoch vereinfacht und systematisiert.
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Obwohl der Zugang zum Bundesgericht garantiert ist, erlaubt es die
Bundesverfassung dem Gesetzgeber, ein vereinfachtes Verfahren für offensichtlich
unbegründete Beschwerden vorzusehen. Dieses vereinfachte Verfahren ist in
Artikel 102 BGG geregelt. Es unterscheidet sich vom ordentlichen Verfahren in drei
Punkten: Erstens kann das Bundesgericht auf einen Schriftenwechsel mit der
Gegenpartei und der Behörde, deren Entscheidung angefochten wird, verzichten.
Zweitens wird der Entscheid grundsätzlich von zwei Richtern gefällt und nicht von
drei oder fünf wie beim ordentlichen Verfahren. Drittens muss der Entscheid nur
summarisch und nicht detailliert begründet werden wie beim ordentlichen Verfahren.
Das vereinfachte Verfahren erlaubt es dem Bundesgericht auch, die Beschwerden,
die ihm unterbreitet werden, rascher und einfacher zu beurteilen. Einen der
wichtigsten Anwendungsbereiche des vereinfachten Verfahrens werden jene
Beschwerden ausmachen, die unzulässig sind, weil sie keine Rechtsfragen von
grundsätzlicher Bedeutung aufwerfen.

�,�3���%&� ��"&)�'��������-��'�-�)�

�%���%&��%��1����-��'�� &�' ���"&'��)��%���

Das geltende Rechtsmittelsystem vor dem Bundesgericht wurde im Laufe der
Jahrzehnte geschaffen, indem neue Rechtsmittel den bereits bestehenden hin-
zugefügt wurden. Dies führte zu einem System, das nach verschiedenartigen
Gesichtspunkten aufgebaut ist.  Ein solches Rechtsmittelsystem ist zu kompliziert.
Für Rechtssuchende (Rechtsanwälte oder Laien), welche nur selten ans
Bundesgericht gelangen, ist dieses System äusserst schwierig. Zudem muss ein
Entscheid oft zugleich mit zwei verschiedenen Rechtsmitteln angefochten werden,
sei es dass gewisse Beschwerdegründe nur mit einer bestimmten Beschwerde
vorgebracht werden können, sei es dass der Rechtsweg nicht eindeutig ist. Das
geltende System erschwert aber auch in erheblichem Masse die Aufgabe des
Bundesgerichts. Es muss das gleiche Geschäft bisweilen in zwei parallelen
Rechtsmittelverfahren behandeln oder dann viel Zeit für die Bestimmung des
zutreffenden Rechtsweges aufwenden. So sind immer wieder komplexe
Abgrenzungsfragen zwischen der Verwaltungsgerichtsbeschwerde und der
staatsrechtlichen Beschwerde zu beantworten - Fragen, deren Klärung nicht zur
richterlichen Streitentscheidung beiträgt.

Nach dem Konzept der Einheitsbeschwerde gibt es nur noch einen einzigen
Beschwerdeweg ans Bundesgericht zur Anfechtung von Entscheiden einer
Vorinstanz, unabhängig davon, welche Beschwerdegründe angeführt werden oder
welche Vorinstanz entschieden hat. Dieses Konzept ist in zweierlei Hinsicht von
Vorteil. Es erleichtert zunächst die Aufgabe der Rechtssuchenden, die nun alle
Rügen mit einem einzigen Rechtsmittel vorbringen können. Damit wird das Risiko
des Nichteintretens vermindert und zudem entfallen die überflüssigen Kosten,
welche sich aus der Erstellung verschiedener Rechtsschriften durch einen Anwalt
ergeben. Das Konzept trägt aber auch zur Entlastung des Bundesgerichtes bei,
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indem es von der wenig fruchtbaren Aufgabe befreit wird, die Rechtsmittelwege
voneinander abzugrenzen.

�%���%&��%��1����-��'��%&�'�����!% #$���%����"&)

Die Einheitsbeschwerde wird auch im Sozialversicherungsrecht eingeführt. Sie
bedeutet hier vor allem die '�������������
������%������
������ des
Sozialversicherungsrechts mit dem übrigen Verwaltungsrecht. Die heutigen
Sonderregeln in Streitigkeiten über Versicherungsleistungen werden aufgehoben.

Nach geltendem Recht hat das EVG in Streitigkeiten betreffend Sozialversiche-
rungsleistungen umfassende Kognition (Rechts-, Sachverhalts- und Angemessen-
heitskontrolle) und es kann über die Begehren der Parteien zu deren Gunsten oder
zu deren Ungunsten hinaus gehen. Zudem sind solche Streitigkeiten in der Regel
kostenlos.

Die Aufhebung dieser - für ein oberstes Gericht atypischen - Sonderregeln wird vom
EVG seit langem mit Nachdruck gefordert. Das EVG ist überzeugt, dass diese
Massnahme wesentlich zu seiner Entlastung beitragen kann. Der Expertenentwurf
hat die Sonderregeln gestrichen, was in der Vernehmlassung teilweise auf Wider-
stand stiess.

Angesichts der kontroversen Beurteilung der vorgeschlagenen Neuerungen hat das
Bundesamt für Justiz im Juni 2000 eine Arbeitsgruppe eingesetzt mit dem Zweck,
die Sozialversicherungsrechtspflege nochmals zur Diskussion zu stellen und nach
Lösungen für diesen sensiblen, gleichzeitig aber auch Belastung intensivsten
Bereich zu suchen. Die Arbeitsgruppe hat in drei Sitzungen die Thematik eingehend
erörtert. In der Frage der Kognition konnte sich die Mehrheit einer Regelung, wie sie
im Vernehmlassungsentwurf vorgesehen ist, anschliessen. Wegleitend war die
Überlegung, dass das Sozialversicherungsrecht nicht anders behandelt werden
sollte als das übrige (von den Kantonen vollzogene) Bundesverwaltungsrecht. In der
Kostenfrage sprach sich die Arbeitsgruppe - mehrheitlich - für eine generelle
Kostenpflicht vor dem obersten Gericht aus.

�&)#�%��"&)�'���6�)&%�%�&
Die Parlamentarischen Initiativen vom 4./8. September 1999 der
Geschäftsprüfungskommissionen der Eidgenössischen Räte zur Teilrevision des OG
sahen neben anderen dringlichen Entlastungsmassnahmen auch die Einschränkung
der Kognition des EVG vor. Dieser Reformvorschlag löste im Parlament eine
Kontroverse aus. Er wurde im Rahmen der Teilrevision schliesslich abgelehnt.
Gleichzeitig betonten aber die Kommissionssprecher, dass der Vorschlag "aus
rechtlicher Sicht richtig und sozialpolitisch vertretbar" sei; die Massnahme müsse im
Rahmen der Totalrevision aufgegriffen werden und Eingang ins
Bundesgerichtsgesetz finden.

Dies wird hiermit getan. Demnach soll künftig auch in Streitigkeiten über
Sozialversicherungsleistungen die gleiche Kognition des Bundesgerichts gelten wie
in allen anderen verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten. Das heisst, das Bundesgericht
überprüft die Rechtsanwendung. Dabei legt es seinem Urteil grundsätzlich den
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Sachverhalt zugrunde, wie er von der Vorinstanz festgestellt worden ist. Doch
besteht dann keine Bindung des Bundesgerichts an den festgestellten Sachverhalt,
wenn dieser offensichtlich unrichtig oder in Verletzung einer Rechtsnorm erstellt
worden ist. Das Bundesgericht muss also eingreifen, wenn die Vorinstanz den
Sachverhalt in willkürlicher oder unvollständiger (und deshalb rechtsfehlerhafter)
Weise ermittelt oder gegen eine Verfahrensvorschrift (wie z. B. das rechtliche Gehör)
verstossen hat.

Es gibt unter rechtlichen Gesichtspunkten keinen Grund, das
Sozialversicherungsrecht anders zu behandeln als das übrige (von den Kantonen
vollzogene) Bundesverwaltungsrecht. Es trifft zu, dass die Ermittlung des
massgebenden Sachverhalts im Leistungsbereich (insb. Unfall- und
Invalidenversicherung) einen wichtigen Platz einnimmt. Dabei sind Verwaltung und
Gerichte in besonderem Mass auf die Angaben von Fachexperten angewiesen. Der
festzustellende Sachverhalt beruht über weite Strecken auf Arztberichten und
medizinischen Gutachten. Der Sachverhalt wird also eigentlich durch die
medizinischen Experten "geliefert". Aufgabe der Verwaltungsbehörden und Gerichte
ist es, die Regeln, welche für das Einholen von Gutachten gelten, genau zu
beachten und hernach die Gutachten einer einwandfreien Beweiswürdigung zu
unterziehen, wobei der Richter von Gerichtsgutachten nicht ohne zwingende Gründe
abweicht. Wenn bei diesen beiden Vorgängen Fehler passieren, sind das nicht
Fehler in der Sachverhaltsfeststellung, sondern Rechtsfehler (Verfahrensfehler,
Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör, Willkür), welche beim obersten
Gericht nach wie vor gerügt werden können.

Auch unter Rechtsschutzaspekten besteht kein Grund, an der vollen Kognition in
Leistungsstreitigkeiten festzuhalten. Das Bundesgesetz vom 6. Oktober 2000 über
den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts führt zum einen in allen
Versicherungszweigen das Einspracheverfahren ein. Dieses kann den
Erklärungsbedarf, der in der komplexen Materie der Sozialversicherung häufig
besteht, unkompliziert und sehr bürgernah befriedigen. Zudem schreibt der ATSG
den Kantonen neu vor, ein Versicherungsgericht als einzige Instanz mit der
Sozialversicherungsgerichtsbarkeit zu betrauen. Darin liegt eine wichtige Stärkung
der kantonalen Versicherungsgerichtsbarkeit (keine Verzettelung in diverse
Rekurskommissionen, Straffung der kantonalen Rechtsmittelzüge). Der
Rechtssuchende hat damit Gewähr, dass ein unabhängiges und qualifiziertes
Gericht den Sachverhalt voll überprüft. Damit ist dem Rechtsschutzbedürfnis
Genüge getan. Wie in allen anderen Bereichen ist es nicht nötig, zusätzlich auch
noch das oberste Gericht mit voller Kognition auszustatten. Die
Überprüfungsbefugnis des obersten Gerichts wird also nicht kompensationslos
eingeschränkt. Die Massnahme erfolgt vielmehr vor dem Hintergrund wichtiger
Verbesserungen auf den unteren Stufen des Rechtsmittelzuges
(Einspracheverfahren in allen Versicherungszweigen, Stärkung der kantonalen
Versicherungsgerichte).

��&���##��6����&(�#%���
Die Einheitsbeschwerde bedeutet auch eine +�����������	���-��
����������. Neu
sind Streitigkeiten über Sozialversicherungsleistungen wie alle anderen Streitigkei-
ten vor Bundesgericht grundsätzlich kostenpflichtig. Dass das oberste Gericht des
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Landes gratis angerufen werden kann, lässt sich heute nicht mehr begründen, auch
nicht für den Bereich der Sozialversicherungsleistungen. Die Kostenpflicht vor dem
Bundesgericht wird in allen anderen Rechtsbereichen, die ebenfalls von einschnei-
dender Bedeutung für die Betroffenen sein können (z. B. Vormundschaftsrecht),
problemlos gehandhabt und akzeptiert.

Eine Besonderheit gilt jedoch betreffend den -��
�����"��. Anders als für die
übrigen Streitigkeiten, in denen sich der Kostenrahmen von 200 bis 5000 Franken in
Streitigkeiten ohne Vermögensinteresse und von 200 bis 100'000 Franken in den
übrigen Streitigkeiten bewegt, wird der Kostenrahmen für Streitigkeiten über
Sozialversicherungsleistungen mit einer markant tieferen Höchstgrenze, nämlich
zwischen 200 bis 1000 Franken, angesetz). Bei der Bestimmung der konkreten
Gebühr innerhalb dieses Rahmens ist zudem das sonst geltende Kriterium des
Streitwertes nicht anwendbar, weil in Streitigkeiten über
Sozialversicherungsleistungen (namentlich Renten) der Streitwert meistens recht
hoch ist. Mit diesen Besonderheiten wird der sozialpolitischen Komponente der
Streitigkeiten über Sozialversicherungsleistungen Rechnung getragen. Es geht in
diesem Bereich primär darum, die Rechtssuchenden zu veranlassen, sorgfältig zu
überlegen, bevor sie Beschwerde erheben. Zu diesem Zweck genügen relativ
geringe Gebühren. Zudem soll der Schritt von der geltenden Kostenlosigkeit zur
Kostenpflicht dank moderater Gebühren nicht zu gross sein.

Das Bundesgericht kann ferner auf die Erhebung eines Kostenvorschusses ganz
oder teilweise '������
��, wenn besondere Gründe vorliegen. Es hat damit
Spielraum, den Besonderheiten des Einzelfalles Rechnung zu tragen. Der Verzicht
auf die Erhebung von Kosten ist namentlich angezeigt, wenn eine Versicherung
zulasten eines Versicherten erfolgreich an das Bundesgericht rekurriert.

Aufgrund des verfassungsrechtlichen Anspruchs auf ����
���
����������
������� ist
zudem sicher gestellt, dass der Weg zum obersten Gericht auch Unbemittelten
zugänglich bleibt. Niemand muss aus finanziellen Gründen seines Rechts verlustig
gehen.

Die Einführung der generellen Kostenpflicht schiebt dem Beschwerdetyp "nützt es
nichts, so schadet es nichts" einen Riegel. Wenn die Beschwerdeführer einen
Kostenvorschuss bezahlen müssen, wird ihnen die Bedeutung des Gangs zum
obersten Gericht stärker bewusst, als wenn dieser gratis ist. Auf unnütze
Beschwerden wird verzichtet.

Damit trägt die Kostenpflicht zur Entlastung des obersten Gerichts bei. Dies belegen
die Erfahrungen des EVG mit der geltenden Kostenpflicht in Beitragsstreitigkeiten.
Gemäss einer Statistik des EVG betreffend die Jahre 1992-1997 konnten rund 16-20
Prozent der Fälle wegen Nichtleistung des Kostenvorschusses ohne grossen
Arbeitsaufwand erledigt werden.

4�%�)���&'���3��!%���� "��'%�������-��'�� &�'�&��"&'��� �

Mit der Einführung des Bundesverwaltungsgerichts, das über eine allgemeine
Sachzuständigkeit in der Verwaltungsrechtspflege des Bundes verfügen soll, kann
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der Bundesrat im Sinne einer +���������
�����
��� weitgehend von seinen
Justizaufgaben entlastet werden. Dies gehörte zu den Kernzielen der Justizreform.
Die Beschwerde an den Bundesrat wird weitestgehend aufgehoben und soll lediglich
in jenen Streitigkeiten möglich sein, in denen überwiegend politische Fragen zu
entscheiden sind, die sich für eine richterliche Überprüfung nicht eignen.

Nach dem vorliegenden Entwurf unterliegen der Beschwerde an den Bundesrat nur
noch Verfügungen auf dem Gebiet der inneren und äusseren Sicherheit des Landes,
der Neutralität, des diplomatischen Schutzes und der übrigen auswärtigen
Angelegenheiten, soweit das Völkerrecht nicht einen Anspruch auf gerichtliche
Beurteilung einräumt.

Die meisten bisher vom Bundesrat entschiedenen Beschwerden werden dem
Bundesverwaltungsgericht zugeleitet, mit Weiterzugsmöglichkeit an das
Bundesgericht, soweit die Beschwerde an das Bundesgericht nicht durch Artikel 78
BGG ausgeschlossen wird. Die Beschwerden im Bereich der -������'�����������
gegen Entscheide der Kantonsregierungen nach Artikel 53 des
Krankenversicherungsgesetzes werden neu ebenfalls dem
Bundesverwaltungsgericht zugewiesen, das endgültig entscheidet.

Mit dem weitgehenden Verzicht auf die Beschwerde an den Bundesrat wird der
allgemeinen Rechtsweggarantie gemäss Justizreform Rechnung getragen, wonach
jede Person grundsätzlich Anspruch auf Beurteilung seiner Rechtsstreitigkeit durch
eine richterliche Behörde hat. Gleichzeitig wird der Bundesrat von regierungsfremden
Aufgaben entlastet.

�,�<&'��"&)�&�%&�'�����) &%� �%�&�'����1�����&����%����1 �5�%�

Die oberste Gerichtsbarkeit in der Sozialversicherung wird heute durch das
Eidgenössische Versicherungsgericht (EVG) in Luzern wahrgenommen. Das EVG
wurde 1917 als eigenständige Gerichtsbehörde in Luzern errichtet. Seit 1969 gilt es
als ��������
������������
��	����,�����'��������������
�������	���#��	��������
�
mit Sitz in Luzern. Die organisatorische Selbständigkeit erreicht einen hohen Grad:
Das EVG hat eine eigene Führungsstruktur mit eigenem Präsidium und eigenen
Verwaltungsorganen. Es gibt sich sein eigenes Reglement, erstellt ein separates
Budget und einen separaten Geschäftsbericht.

Für die Wahl der Mitglieder und des Präsidiums des EVG gelten die gleichen
Bestimmungen wie für das Bundesgericht. Die Richterwahl wird für beide Gerichte
getrennt durchgeführt; ein Wechsel von der Sozialversicherungsabteilung in eine
andre Abteilung des Bundesgerichts ohne Neuwahl ist nicht möglich.

Der Status quo trägt von seiner Entstehungsgeschichte her einen
Kompromisscharakter, der zu ernsthaften Problemen führt. Insbesondere bestehen
ein erheblicher Koordinationsaufwand zwischen EVG und Bundesgericht und die
Gefahr uneinheitlicher Rechtsprechung. Es fehlt eine Durchlässigkeit zwischen der
Sozialversicherungsabteilung und den anderen Abteilungen des Bundesgerichts,
und die Justiz tritt nach aussen mit zwei Ansprechpartnern auf.
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Der vorliegende Entwurf sieht eine .�����
����
��� vor, die vom heutigen Zustand
ausgeht und eine Reihe von Innovationen vorsieht:

- Das Bundesgerichtsgesetz schafft ein ��"�����"������
�
�
������������� für
die oberste Gerichtsbarkeit des Bundes: Es gibt nur noch "das Bundesgericht".
Die Bezeichnung "Eidgenössisches Versicherungsgericht" verschwindet. Dem
Gesamtgericht gehören alle Bundesrichter, einschliesslich diejenigen in Luzern,
an.

- Sitz des Bundesgerichtes ist Lausanne; das Gesetz sieht aber einen � ��
��
,
��	��
���������� für eine bis zwei Abteilungen vor.

- Das %�����
������"��
 bestimmt die %������
�'��
������, also insbesondere
auch die Geschäfte, die von der Abteilung in Luzern behandelt werden. Dabei
wird davon ausgegangen, dass primär die Sozialversicherungsrechtspflege in
Luzern bleibt. In Grenzbereichen zu anderen Rechtsgebieten könnte aber eine
neue Zuteilung erfolgen.

- Das Gesetz sieht für die %�����
�'�� ��
��� keine Trennung zwischen
Lausanne und Luzern mehr vor. Voranschlag, Rechnung und Geschäftsbericht
des Bundesgerichts sollen sämtliche Abteilungen - unabhängig vom Standort -
umfassen. Ob und wieweit Teile der Gerichtsverwaltung über eine grössere
Selbständigkeit verfügen sollen, kann das Bundesgericht auf Reglementsstufe
selbst bestimmen.

- Es wird grundsätzlich �����/������
�� �������	���+�
���������	��
#��	��������
��unabhängig vom Standort eingeführt. Die Bundesversammlung
wählt die Richterinnen und Richter nicht mehr spezifisch für den Sitz in Luzern
oder in Lausanne, sondern in das Bundesgericht. Die Richter in Luzern können
grundsätzlich ohne Neuwahl in eine Abteilung in Lausanne wechseln und
umgekehrt. Wenn eine Vakanz entsteht, muss gerichtsintern abgeklärt und
entschieden werden, ob ein amtierendes Gerichtsmitglied an die vakante Stelle
wechseln kann. Dabei muss das Gericht neu auch auf die fachlichen
Kenntnisse der Richterinnen und Richter Rücksicht nehmen, womit das
Anciennitätsprinzip und das Bedürfnis einzelner Richter nach einem
Abteilungswechsel relativiert werden. Danach steht für die Kandidierenden und
für die Bundesversammlung fest, für welche Abteilung der neue Richter oder
die neue Richterin zu wählen ist. Mit diesem System wird gewährleistet, dass
die Wahl von spezialisierten Richterinnen und Richtern für alle Rechtsbereiche
möglich ist.

- Das Bundesgericht hat einen (einzigen) 0����	��
��. Würden die Richter
hingegen weiterhin entweder nach Lausanne oder Luzern gewählt (Verzicht auf
die Freizügigkeit), müsste man dem Gericht in Luzern ein eigenes Präsidium
belassen.

3����%#��'�����%#%&��)� �%�&

Der Bundesrat hat sich bei seinem Entscheid für die Teilintegration von folgenden
Überlegungen leiten lassen:

- Die Justiz als dritte Gewalt im Staat wird gestärkt, indem sie nach aussen ���
&�����
����
��

. Die Bundesversammlung und der Bundesrat haben im Verkehr



Informationsdienst EJPD: 7HOHIRQ +41 (0)31 323 51 29 - )D[ +41 (0)31 322 40 82 - :HEVLWH "http://www.ejpd.admin.ch"

15

mit der Justiz einen einzigen Ansprechpartner und nicht mehr zwei wie heute.
Die bestehende Zweiteilung der Spitze der Justiz birgt die Gefahr
divergierender und damit letztlich sich neutralisierender Meinungen der
Gerichte, was ihre Position im Gewaltengefüge schwächt.

- Der *���
�������	���*����������������, der die oberste Gerichtsbarkeit des
Bundes ����" Bundesgericht überträgt, wird besser nachgelebt.
Demgegenüber bestehen heute mit dem Bundesgericht und dem EVG faktisch
zwei oberste Gerichte des Bundes.

- Die Stellung des EVG als organisatorisch selbständige Abteilung des
Bundesgerichts wird heute teilweise unklar wahrgenommen. Mit der
Teilintegration wird es ein vollwertiger Teil des Bundesgerichts. Dadurch steigt
sein +������ wie auch dasjenige des Sozialversicherungsrechts.

- Luzern behält einen Teil der obersten Gerichtsbarkeit des Bundes.
- Indem das Gerichtsreglement (und nicht das Gesetz) die Geschäfte bestimmt,

die in Luzern behandelt werden, wird Flexibilität erzielt, mit der ��
�������	�����
+�����
����� zwischen den Abteilungen in Lausanne und Luzern etwas
������������ werden können.

- Die +�
���"�� des Bundesgerichts wird insgesamt vergrössert, wenn es die
Geschäftszuteilung an die Abteilungen für die ganze oberste Gerichtsbarkeit
selbst regeln kann.

- Die Durchlässigkeit zwischen den Abteilungen (Freizügigkeit) trägt - zusätzlich
zum gemeinsamen Gesamtgericht - zur besseren -���	���
����	��
����
��������� bei. Ein Richter, der von Luzern in eine Abteilung in Lausanne
wechselt, bringt sein Fachwissen und seine Erfahrung mit. Er erkennt sofort die
Zusammenhänge und Rückwirkungen auf die Rechtsprechung der
Abteilung(en) in Luzern. Da die Möglichkeit für einen Wechsel in eine andere
Abteilung besteht, interessieren sich die Richter auch sonst stärker für die
Rechtsprechung der anderen Abteilungen.

- Die �����/������
 entspricht der Tatsache, dass alle Bundesrichter �����
�
����
���	������	�� sind, und nicht primär Fachrichter, die sich lediglich in
einem Rechtsgebiet auskennen. Das schliesst nicht aus, dass die Richter sich
spezialisieren, jeweils solange sie einer Abteilung angehören.

- Der Wechsel von Luzern nach Lausanne mag mit Umständen verbunden sein
(Wohnortwechsel in einen anderen Sprachraum). Was aber in der
Privatwirtschaft gang und gäbe ist, darf auch Richtern zugemutet werden.

- Die %�����
�'�� ��
��� kann dank der stärkeren Zusammenarbeit zwischen
Lausanne und Luzern optimiert werden (weniger Doppelspurigkeiten). So
müssen etwa nur noch ein Budget und eine Rechnung erstellt und bei
Gesetzesprojekten nur eine Vernehmlassung verfasst werden.

Bern, 1. März 2001

Die Botschaft zur Totalrevision der Bundesrechtspflege ist im Internet auf der Website des
Bundesamtes für Justiz (http://www.ofj.admin.ch) auf der Themenseite unter der Rubrik „Verfahren &
Prozess“ / „Bundesrechtspflege“ abrufbar.
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La surcharge du Tribunal fédéral et du Tribunal fédéral des assurances constitue un
problème permanent depuis les années 80. La révision partielle de la loi fédérale
d'organisation judiciaire de 1991 a quelque peu soulagé les tribunaux, mais les
mesures d'allégement ont été rapidement compensées par l'accroissement du
nombre de nouveaux cas.

Le Tribunal fédéral à Lausanne avait enregistré près de 3'000 nouveaux dossiers en
1978. Dans les années 80, le nombre de nouveaux cas a passé à 4 000 par année.
Au début des années 90, leur nombre accusa une nouvelle hausse sensible,
atteignant entre 5 200 et 5 400 par année. Au cours des six dernières années, ce
nombre s'est stabilisé à ce niveau. Le nombre des affaires en cours (cas en suspens
à la fin d'un exercice annuel) a pu être ramené de 2 000 à 1 600 environ. Cette
stabilisation relative ne saurait être interprétée comme une détente. La charge de
travail est devenue quasi insupportable pour le tribunal.

La situation du Tribunal fédéral des assurances (TFA) à Lucerne a connu un
développement encore plus critique. Au cours des dix dernières années, les
nouveaux cas ont passé de 1 194 à 2 521, soit une augmentation de 111 %. Durant
la même période, le TFA est parvenu à liquider jusqu'à 93 % des dossiers, mais le
nombre de cas en suspens est néanmoins passé de 883 à 2 109, soit une
augmentation de 138 %. La durée moyenne de traitement d'une affaire est de neuf
mois.

Alors que la charge des tribunaux ne cesse de croître, le nombre des juges fédéraux
n'a pas changé depuis 1984. Le Tribunal fédéral compte aujourd'hui 30 membres et
30 juges suppléants; le TFA se compose de 9 juges (9 à 11 à partir de 2001).
Jusqu'à présent, nos autorités judiciaires supérieures ont pu faire face au besoin
croissant de la justice grâce au concours de greffiers et de juristes dont l'effectif n'a
cessé d'augmenter.

���	������	��	!�	����-�� �

Les causes de l'augmentation constante du nombre d'affaires soumises au Tribunal
fédéral et au TFA depuis 30 ans résident tout d'abord dans le fait que de ��������
��	�
�������
���
��������
������	
� ont été soumis à une réglementation juridique.
C'est ainsi que le nombre de dispositions légales n'a cessé d'augmenter, de même
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que leur technicité et leur complexité. L'accroissement de la législation fédérale
engendre nécessairement un élargissement du contrôle de la part du Tribunal
fédéral, et plus les normes sont complexes, plus le besoin de recourir à l'autorité
judiciaire suprême pour faire trancher les questions sujettes à interprétation se fait
sentir. D'autre part, la situation conjoncturelle des années 90 a conduit à une
augmentation sensible des recours, notamment dans le domaine des assurances
sociales (AVS, assurance-invalidité, assurance-chômage). L'évolution enregistrée
dans ce domaine est d'autant plus préoccupante que, contrairement aux expériences
antérieures, le nombre des recours n'a pas diminué en dépit de la reprise
conjoncturelle de ces dernières années. Les raisons de cette situation demeurent
obscures.

La charge de travail s'est encore accrue du fait que le Tribunal fédéral fonctionne
dans de nombreux cas comme ���	
����
�����������
�
�
��. Les procédures y
relatives accaparent davantage le tribunal que lorsqu'il doit examiner uniquement la
légalité d'un jugement.

Les cas dans lesquels le Tribunal fédéral fonctionne comme ���	
���������
���

������� ���������
�������provoquent une masse de travail particulièrement
importante. Même si le nombre de procès directs semble relativement faible par
rapport au volume global des affaires pendantes devant le Tribunal fédéral, chaque
cas exige une activité disproportionnée, parce que le Tribunal fédéral doit lui-même
établir les faits au cours d'une procédure probatoire demandant beaucoup de temps.

���	����".������	��	!��	���.���	��	!�	����-�� �

La charge croissante des affaires depuis des années a entraîné une hausse des cas
en suspens et une pression constante sur l'activité des juges. Pour assurer le
fonctionnement des tribunaux et maintenir la durée des procédures dans des limites
acceptables de la part d'un Etat de droit, il était indispensable que les juges
délèguent davantage de tâches, telles que la préparation des rapports, à leurs
collaborateurs juridiques. Il n'est cependant pas possible de maîtriser la surcharge
des tribunaux en augmentant indéfiniment le nombre des collaborateurs juridiques.
Ces derniers peuvent certes décharger les juges de certains travaux préparatoires et
rédactionnels, mais ils ne sauraient endosser la responsabilité des jugements.

La surcharge constante et l'obligation de liquider le plus grand nombre d'affaires
possible risquent d'empêcher les hautes cours d'exécuter correctement les ���
�
�����
������
��
��
�� qui leur incombent, à savoir garantir au justiciable la protection
juridictionnelle à laquelle il a droit dans le cas d'espèce, assurer une application
uniforme du droit dans toute la Suisse et contribuer au développement de la
jurisprudence. Dans les périodes de surcharge constante, le Tribunal fédéral est
certes en mesure de garantir l'unité du droit, mais, pour des raisons de manque de
temps, il ne lui est plus possible d'assurer la coordination souhaitable de la
jurisprudence au sein du tribunal. Par suite de surcharge, il ne dispose plus d'assez
de temps pour réfléchir au droit en vigueur et, si nécessaire, pour adapter celui-ci
aux besoins d'une réalité fluctuante. La surcharge peut également compromettre
l'impartialité du juge, car un juge surchargé peut être enclin à suivre l'argumentation
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plausible d'une partie ou à adopter le point de vue de l'autorité inférieure, car il n'a
plus le temps de se livrer à une étude approfondie de la situation juridique.
La pression constante des affaires risque d'entraver la �����
�����������
����	���
des tribunaux suprêmes. Il existe un risque que les tribunaux suprêmes ne soient
plus en mesure de garantir que chaque litige soit tranché dans un délai raisonnable
comme l'exige l'art. 29 de la Constitution fédérale. La meilleure protection
juridictionnelle assurée par la Constitution et la loi n'est d'aucun secours aux citoyens
si un tribunal ne se prononce pas en temps utile. La qualité même de la
jurisprudence peut en pâtir.

�,	��	����!�(��"	��	�/��0��	���	#����	��	�����

L'organisation judiciaire fédérale se caractérise par une multiplicité de moyens de
droit et de plaintes, qu'il est parfois difficile de délimiter. Qui plus est, il arrive ici ou là
que des régimes distincts coexistent dans le cadre d'une seule et même voie de
droit, s'agissant notamment du pouvoir d'examen ou de l'épuisement des instances
préalables. Il s'ensuit que tant le Tribunal fédéral que les parties à la procédure sont
contraints de consacrer un temps relativement important au traitement de questions
formelles. En 1999, un quart des recours (1 470 affaires) ont été déclarés
irrecevables; pour les recours de droit public, cette proportion est même de près du
tiers.

1,	���	!������	����	!�	����������	%������������!!�

Au cours des dernières décennies, le développement de la juridiction administrative
sur le plan fédéral et cantonal a étendu la protection juridictionnelle en Suisse. Il
persiste néanmoins des lacunes.

Un besoin de réforme résulte de l'introduction de la ������
��������
�����
���������
�����sur le plan constitutionnel selon la �����	�����
������
��. La garantie de l'accès
au juge assure au justiciable le droit d'accès à un tribunal indépendant pour, en
principe, tous les litiges. La mise en vigueur de la réforme de la justice doit permettre
de généraliser la garantie de l'accès au juge sur le plan légal. Actuellement, il
n'existe pas d'accès à un tribunal indépendant en particulier dans les domaines du
droit administratif fédéral où le Conseil fédéral ou un département tranche
définitivement. Les actes administratifs des cantons peuvent faire l'objet d'un recours
de droit public devant le Tribunal fédéral, mais cette voie de droit ne permet pas un
contrôle complet des faits et du droit et ne satisfait donc pas aux exigences
constitutionnelles de la garantie de l'accès au juge.

Une autre lacune de la protection juridictionnelle concerne le ���
����������������
�����
���, qui n'entre pas actuellement dans le champ d'application du recours
constitutionnel (recours de droit public), ce qui peut engendrer des situations
inéquitables. C'est ainsi que le gouvernement ne peut par exemple pas attaquer un
jugement du tribunal administratif qui touche le canton dans ses prérogatives
souveraines pour cause d'application erronée des droits constitutionnels des
citoyens, parce que le recours de droit public est réservé en principe aux particuliers
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en tant que titulaires des droits constitutionnels et n'est pas ouvert aux collectivités
publiques.

La protection juridictionnelle dans le domaine des ���
�����

�
��������
�
����������
�� semble également nécessiter une réforme. Si l'on fait abstraction des
compétences marginales du Tribunal fédéral dans les cas prévus à l'art. 80 LDP, il
n'existe pas une véritable protection judiciaire en ce domaine, car les recours contre
les décisions des gouvernements cantonaux en matière de votations fédérales ou
d'élections au Conseil national sont tranchés en dernière instance par le Conseil
fédéral ou le Conseil national (art. 81 et 82 LDP).

Du point de vue de la protection juridictionnelle, les compétences attribuées au
Tribunal fédéral en tant que ���
�
��
�������
��������
��������	
����
������� ne sont
pas non plus satisfaisantes. Dans ces cas, le Tribunal fédéral se prononce comme
instance unique sur la culpabilité de personnes, sans possibilité pour ces dernières
de recourir à une juridiction supérieure.

2)	���	�"����-��	��!���#��	3	!�	�"#�����	��	!�	!��	���	!$�� ���������
%���������	&"�"��!�

La loi fédérale d'organisation judiciaire du 16 décembre 1943 a fait l'objet de
plusieurs projets de révisions. En 1985, le Conseil fédéral a présenté un premier
projet d'allégement fondé sur les travaux de la commission d'experts Hans Dubs. Le
projet soumis au référendum a toutefois été rejeté en votation populaire le 1er avril
1990 en raison notamment de l'augmentation de la valeur litigieuse des causes
civiles et de la procédure d'examen préalable des recours de droit public.

Les objets non contestés du projet de 1989 ont été repris dans la révision de l'OJ de
1991. La majeure partie de la révision est entrée en vigueur le 15 février 1992. Elle a
notamment développé les autorités judiciaires de première instance en matière de
juridiction administrative par l'institution de nouvelles commissions de recours
spéciales et par l'obligation imposée aux cantons d'instaurer des autorités judiciaires
cantonales de première instance pour statuer sur les cas susceptibles d'un recours
de droit administratif devant le Tribunal fédéral; elle a également généralisé la
composition du tribunal à trois juges, introduit la procédure par voie de circulation et
étendu la procédure simplifiée.

Les commissions de gestion des Chambres fédérales, qui s'occupent régulièrement
de la gestion des tribunaux fédéraux dans le cadre de la haute surveillance, ont
considéré que la surcharge des tribunaux devenait insupportable.

Face à la charge de travail toujours plus importante des hautes cours, les deux
Commissions de gestion ont présenté en 1999 une initiative parlementaire
demandant une révision partielle de l'organisation judiciaire fédérale en vue de
décharger le Tribunal fédéral. Cette initiative prévoyait des mesures particulières
d'allégement qui devaient être prises avant la révision totale de l'organisation
judiciaire fédérale. A l'exception de la simplification de la procédure par voie de
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circulation et de la limitation du pouvoir d'examen du Tribunal fédéral des
assurances, le parlement a adopté les mesures d'urgence proposées en juin 2000.
Cette révision partielle est entrée en vigueur le 1er janvier 2001.
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���	 ������	!� ���	��	���%��

La présente révision totale de l'organisation judiciaire fédérale comprend ���
�
�����

���
�
�: la loi fédérale sur le Tribunal fédéral (LTF), la loi fédérale sur le
Tribunal pénal fédéral (LTPF) et la loi fédérale sur le Tribunal administratif fédéral
(LTAF). La loi sur le Tribunal fédéral remplace la loi fédérale d'organisation judiciaire
actuelle (OJ); les lois sur le Tribunal pénal fédéral et sur le Tribunal administratif
fédéral sont deux actes législatifs supplémentaires, qui règlent l'organisation des
deux tribunaux fédéraux inférieurs à créer.

Les trois projets de lois sont étroitement liés car ils sont calqués les uns sur les
autres. Ils seront néanmoins soumis séparément au référendum. On admet que les
trois lois seront adoptées et entreront en vigueur �
	�
����	���. Une mise en
vigueur échelonnée dans le temps exigerait des adaptations importantes des autres
projets et du droit en vigueur.

�)	�������	#�����	3	�"�-�� ��	!�	���*���!	&"�"��!

Si l'on veut que le Tribunal fédéral conserve sa capacité de fonctionnement, il faut
impérativement le décharger. Le projet prévoit pour l'essentiel quatre mesures de
décharge: le développement des autorités judiciaires précédentes, l'augmentation
des valeurs litigieuses minimales et l'extension de leur champ d'application,
l'exclusion de certains domaines de la compétence du Tribunal fédéral et la
procédure simplifiée.

+,	��	�"#�!��������	���	�������"�	%����������	��	�����0��	��������

Le principe est que le Tribunal fédéral ne doit plus statuer en tant qu'autorité de
���	
����
������� ���
�
�
��. Les exceptions doivent être circonscrites à quelques
rares cas particuliers. A l'avenir, il ne devrait plus être possible de recourir
directement au Tribunal fédéral contre les décisions des autorités administratives: la
voie de recours devra normalement passer par une autorité judiciaire intermédiaire.

Cette mesure réduira la charge du Tribunal fédéral, car celui-ci pourra limiter son
examen à des questions de droit dans les cas de recours qui auront été examinés au
préalable tant sur le plan des faits que sur celui du droit par une autorité judiciaire
indépendante. La constatation et l'examen approfondi des faits n'est pas une tâche
qui incombe à une cour suprême. De plus, le Tribunal fédéral pourra profiter du
filtrage opéré par les autorités judiciaires précédentes. Le jugement d'un tribunal
indépendant, même s'il émane d'une instance inférieure, sera mieux accepté par les
parties qu'une décision d'une autorité administrative, de sorte que l'on peut s'attendre
à une diminution des cas qui aboutiront au Tribunal fédéral.

Il faut également décharger le Tribunal fédéral des ��������
�����. Il ne devra plus
fonctionner comme instance unique que dans les cas où des raisons de politique
générale l'exigent, notamment dans les différends entre la Confédération et les
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cantons ou entre les cantons, ainsi que dans les cas de responsabilité de l'Etat dans
lesquels de hauts magistrats de la Confédération sont impliqués. Le Tribunal fédéral
ne devra plus connaître des procès directs en matière pénale. La réduction des
procès directs au strict nécessaire allégera le Tribunal fédéral dans le domaine des
procédures probatoires, qui prennent toujours beaucoup de temps. Ces deux
mesures exigent le développement des tribunaux existants ou l'institution de
nouvelles autorités judiciaires qui précèdent le Tribunal fédéral.

���	���#���(	���*����(	��	!�	���&"�"������4	��	���*���!	�"��!	&"�"��!,,,
Avec l'entrée en vigueur de la réforme de la justice, la Constitution fédérale prescrit
expressément l'institution d'un tribunal pénal pour connaître en première instance
des cas que la loi attribue à la juridiction fédérale. La présente révision prévoit dès
lors que la juridiction pénale de la Confédération, qui est exercée actuellement par le
Tribunal fédéral en tant que première et unique instance de la Confédération (procès
directs) sera confiée à un nouveau Tribunal pénal fédéral. Les décisions de ce
tribunal pourront faire l'objet d'un recours au Tribunal fédéral. De ce fait, ce dernier
sera déchargé des procès pénaux en première instance.

,,,	��	!�	���*���!	������������&	&"�"��!
Dans le domaine de la juridiction administrative fédérale inférieure, le projet prévoit
l'institution d'un ��
����
���	
�
�����
��������
�������
�qui fonctionnera comme autorité
judiciaire inférieure au Tribunal fédéral. Cette nouvelle instance judiciaire inférieure
sur le plan fédéral devra assumer trois fonctions dans le système de la juridiction
fédérale:
• ���	
���	���� il s'agit de réunir dans un Tribunal administratif fédéral les quelque

30 commissions fédérales de recours qui fonctionnent actuellement déjà comme
autorités judiciaires inférieures au Tribunal fédéral dans la juridiction
administrative fédérale ou qui - comme c'est le cas de la Commission de recours
en matière d'asile - prennent des décisions en qualité d'autorité judiciaire de
dernière instance.

•  ���
�	�	���� le Tribunal administratif fédéral devra combler une lacune dans
les domaines de la juridiction administrative fédérale où il n'existe pas encore une
autorité judiciaire inférieure au Tribunal fédéral. Les départements, les instituts
autonomes et les commissions non judiciaires de la Confédération ont pris au
cours des cinq dernières années près de 3 000 décisions par année en moyenne,
décisions qui ne peuvent pas être portées devant une commission de recours
fédérale.

• ���
�
�	�	���� l'institution du Tribunal administratif fédéral permettra de garantir
l'accès au juge tel qu'il est prévu par la réforme de la justice dans les domaines
du droit administratif fédéral où des décisions définitives sont prises par le
Conseil fédéral ou un département. Dans ces domaines, les décisions devront à
l'avenir pouvoir faire l'objet d'un contrôle par le Tribunal administratif fédéral.
Cette garantie contribuera à une meilleure protection juridique des citoyens, sans
occasionner un travail supplémentaire au Tribunal fédéral.

��	����������	��	!�	������	���	%� ��
Les membres des commissions de recours et d'arbitrage actuelles sont nommés par
le Conseil fédéral. S'agissant des membres du futur Tribunal administratif fédéral, la
��		
��
������������ pour la révision totale de l'organisation judiciaire fédérale
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propose qu'ils soient élus par l'Assemblée fédérale. L'élection par l'Assemblée
fédérale rend les postes de juge attrayants pour des personnalités compétentes et
confère au Tribunal administratif fédéral un haut degré de légitimité. Il est très
important que le Tribunal administratif fédéral jouisse d'une grande considération,
faute de quoi il n'allégera guère la tâche du Tribunal fédéral. C'est à la seule
condition que le justiciable fasse confiance au Tribunal administratif fédéral, qu'il
respectera les jugements de celui-ci et qu'il ne recourra pas systématiquement au
Tribunal fédéral.

Ces considérations n'ont pas convaincu tous ceux qui se sont exprimés au cours de
la �����
���
��. Certains estiment « exagéré » de faire élire ces juges par
l'Assemblée fédérale. A l'encontre d'une élection par l'Assemblée fédérale on peut
faire valoir que la charge représentée par l'élection et la réélection d'un si grand
nombre de juges peut devenir lourde pour le parlement. Cela d'autant plus que les
juges du Tribunal administratif fédéral comme ceux du Tribunal pénal fédéral
pourront exercer leur fonction à temps partiel, ce qui aura pour effet d'accroître
encore l'effectif des personnes et de compliquer un peu plus  les élections et
réélections (mutation des juges en place à l'occasion de vacances).

Le présent projet de loi tient compte de ces objections et propose que les juges
soient nommés par le �����

�������
. Cette solution a l'avantage de la continuité par
rapport à la réglementation actuelle applicable aux membres des commissions de
recours et d'arbitrage et souligne la différence d'avec les membres du tribunal
suprême, qui sont élus par l'Assemblées fédérale.
Juges

���*����(	��������(
Si l'on entend consacrer de façon cohérente le principe selon lequel il appartient en
premier lieu aux autorités judiciaires inférieures d'assurer la protection juridictionnelle
du citoyen, il faut aménager partout l'accès à une telle autorité, y compris dans les
cas qui relèvent de la compétence des cantons.
Pour ce qui est de la juridiction administrative liée à l'application du droit fédéral, un
pas important dans ce sens a déjà été franchi avec l'introduction, en 1991, de
l'art. 98a OJ. En vertu de cette disposition, les cantons ont été tenus d'instituer, avant
le 15 février 1997, une autorité de recours indépendante pour tous les cas pouvant
être directement déférés au Tribunal fédéral par la voie du recours de droit
administratif. Cette extension laisse toutefois subsister des lacunes, où le Tribunal
fédéral est encore appelé à statuer en première et unique instance judiciaire.

Tel est le cas tout d'abord, et surtout, de tout le champ du droit public cantonal.
L'afflux des recours de droit public — qui sont la cause principale de la surcharge du
Tribunal fédéral — est dû en partie aux lacunes des juridictions cantonales en
matière constitutionnelle et administrative. Il faut donc tendre à ce que chaque
canton confie à une autorité judiciaire au moins le contrôle de l'application du droit
administratif cantonal. Il n'est désormais plus possible de se borner à en appeler à la
bonne volonté des cantons, comme dans les messages de 1985 et de 1991.
L'obligation de prévoir une possibilité de recours devant un tribunal cantonal découle
maintenant de l'art. 29a Cst. Il faut donc que tous les cantons soient dotés d'une



Service d’information DFJP: 7pOpSKRQH +41 (0)31 323 51 29 - )D[ +41 (0)31 322 40 82 - ,QWHUQHW "http://www.ejpd.admin.ch"

9

juridiction administrative disposant d'une compétence générale et d'un plein pouvoir
d'examen à l'égard du droit et des faits.

�,	5�!���	!��� �����

En 	��
�����
�

�, le champ d'application de l'exigence d'une valeur litigieuse
minimale est étendu en principe à toutes les affaires pécuniaires qui peuvent faire
l'objet d'un recours en matière civile. En raison du recours unifié, cette exigence ne
s'étend plus seulement aux contestations civiles qui pouvaient faire l'objet du recours
en réforme, mais elle concerne aussi d'autres affaires pécuniaires qui sont soumises
aujourd'hui au recours en nullité, au recours de droit public ou au recours de droit
administratif. Certains domaines relevant du droit de la poursuite et de la faillite sont
néanmoins exclus de l'exigence d'une valeur litigieuse minimale, en raison
notamment de la difficulté d'y calculer la valeur litigieuse. Le montant de la valeur
litigieuse minimale dans le recours en matière civile passe de 8000 à 40 000 francs.
Cette augmentation compense d'abord l'inflation depuis 1959, lorsque le montant de
8000 francs a été fixé. Elle dépasse toutefois de quelque 9000 francs la simple
indexation afin d'anticiper quelque peu l'augmentation des recours qui sera entraînée
par l'unification de la procédure civile et de compenser le surcroît de recours entraîné
par la possibilité de déférer au Tribunal fédéral toute question juridique de principe
quelle que soit la valeur litigieuse en cause. Cette possibilité réduira d'ailleurs
notablement l'effet de l'augmentation de la valeur litigieuse minimale: même dans les
domaines où les montants en cause sont souvent relativement bas (protection des
consommateurs, droit du bail, droit du travail, etc.), l'accès au Tribunal fédéral restera
ouvert dans tous les cas qui soulèvent une question juridique de principe.

Dans le domaine du recours en 	��
����������
�����

�, l'exigence d'une valeur
litigieuse minimale de 40 000 francs est prévue uniquement en matière de
responsabilité étatique. Il s'agit là en effet de contestations pécuniaires qui
s'apparentent aux causes de responsabilité civile. Les différences entre la
responsabilité civile et la responsabilité étatique s'amenuisent de plus en plus. Il se
justifie ainsi de limiter l'accès au Tribunal fédéral pour les contestations relevant de la
responsabilité étatique comme pour les causes mettant en œuvre la responsabilité
civile. L'accès demeurera bien sûr ouvert lorsque la contestation soulève une
question juridique de principe.

Le présent projet applique la possibilité de restreindre l'accès au Tribunal fédéral en
fonction de la valeur litigieuse aussi en 	��
��������
� en fonction du projet de
révision de la partie générale du code pénal. C'est ainsi que les condamnations à
une peine pécuniaire inférieure à 30 jours-amende, à une amende inférieure à 500
francs pour une personne physique ou 10 000 francs pour une entreprise ne pourront
plus être déférées au Tribunal fédéral que si elles soulèvent une question juridique
de principe.
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1,	�(�!�����	��	��������

L'exclusion de domaines déterminés est un instrument puissant pour décharger le
Tribunal fédéral, car aucune décision rendue dans le domaine exclu ne peut plus être
attaquée devant lui. L'exclusion d'un domaine a pour conséquence que la
responsabilité de veiller en dernière instance au respect du droit fédéral (y compris à
celui des droits fondamentaux) par les décisions rendues dans ce domaine est
dévolue soit au Tribunal administratif fédéral soit à une autorité judiciaire cantonale.

Dans le recours en matière de droit public, les exceptions prévues correspondent en
gros à celles qui existent actuellement dans le recours de droit administratif. Elles ont
cependant été simplifiées et systématisées.

6,	����"����	����!�&�"�

Tout en garantissant l'accès au Tribunal fédéral, la Constitution permet au législateur
de prévoir une procédure simplifiée pour les recours manifestement infondés. Cette
procédure simplifiée est réglée à l'art. 102 LTF. Elle se distingue de la procédure
ordinaire sur trois points. D'abord, le Tribunal fédéral peut renoncer à procéder à un
échange d'écritures avec la partie défenderesse et l'autorité dont l'acte est attaqué.
Ensuite, les jugements sont rendus en principe par deux juges et non pas par trois
ou cinq juges comme en procédure ordinaire. Enfin, la motivation des décisions doit
être sommaire et non pas détaillée comme en procédure ordinaire. La procédure
simplifiée permet ainsi au Tribunal fédéral de statuer plus rapidement et plus
simplement sur les recours qui y sont soumis.

2)	����!�&�������	���	#����	��	�����

�������	���&�"	��	���*���!	&"�"��!

Le système actuel des voies de recours devant le Tribunal fédéral a été mis en place
progressivement au fil des décennies, chaque moyen de droit s'ajoutant aux
précédents. Cela a conduit à un système organisé non pas de manière uniforme
mais selon une pluralité de facteurs. Un tel système de recours est trop complexe.
D'abord, il est extrêmement difficile à maîtriser pour toute personne (avocat ou laïc)
qui n'a pas l'occasion de rédiger fréquemment des recours au Tribunal fédéral.
Ensuite, il oblige souvent à attaquer un même acte au travers de deux recours
différents, soit parce que certains motifs de recours peuvent être invoqués seulement
dans une voie de recours spécifique, soit parce que la voie de droit ouverte n'est pas
évidente. Ce système alourdit aussi de manière considérable la tâche du Tribunal
fédéral. Celui-ci doit tantôt traiter une même affaire au travers de deux recours, tantôt
consacrer beaucoup de temps à déterminer la voie de recours ouverte. C'est ainsi
que la ligne de partage entre le recours de droit administratif et le recours de droit
public atteint des sommets de complexité sans que la justice en retire un gain
quelconque.
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Selon le concept du recours unifié, il ne doit exister qu'une seule voie de droit devant
le Tribunal fédéral pour attaquer un acte d'une autorité inférieure, quels que soient
les motifs de recours ou la nature de l'autorité. Ce concept a un double avantage.
D'abord il facilite la tâche des recourants en leur permettant de soulever tous leurs
griefs dans un seul recours, réduisant ainsi les risques d'irrecevabilité et les frais
superflus dus à la rédaction de plusieurs actes de recours par un avocat. Ce concept
décharge aussi le Tribunal fédéral en lui épargnant la tâche peu fructueuse de
délimiter les voies de droit lors de chaque recours.

��	�������	���&�"	����	!��	����������	�����!��

Le recours unifié sera introduit également dans le domaine des assurances sociales.
Il s'agit, sur le plan de la procédure, de mettre le droit des assurances sociales sur le
même pied que le reste du droit administratif. Les règles particulières actuelles
applicables aux litiges relatifs aux prestations d'assurance seront supprimées.

Selon le droit ����
�����, le Tribunal fédéral des assurances dispose d'un plein
pouvoir d'examen (contrôle des faits, du droit et du pouvoir d'appréciation) dans les
litiges concernant des prestations d'assurance et il peut s'écarter des conclusions
des parties, à l'avantage ou au détriment de celles-ci. De plus, la procédure est
généralement gratuite.

Le Tribunal fédéral des assurances réclame avec insistance depuis longtemps la
suppression de ces règles particulières, qui sont atypiques pour un tribunal suprême.
Il est persuadé que cette suppression contribuera à alléger considérablement sa
charge. La commission d'experts a biffé purement et simplement ces règles
particulières, ce qui a provoqué une certaine résistance de la part de certains milieux
qui ont pris part à la consultation.

En raison de la controverse soulevée par les innovations proposées, l'Office fédéral
de la justice a chargé un ���������������

 de revoir la problématique liée à la
juridiction des assurances sociales et de présenter des solutions pour un domaine
qui est certes très sensible, mais qui engendre aussi une très importante charge de
travail. Le groupe de travail a étudié à fond cette problématique au cours de trois
séances. Pour ce qui concerne le pouvoir d'examen du juge, la majorité s'est ralliée à
la réglementation telle qu'elle est prévue dans le projet mis en consultation. Elle s'est
laissé guider par l'idée qu'il n'y avait aucune raison de traiter le droit des assurances
sociales autrement que le reste du droit administratif fédéral (exécuté par les
cantons). Pour ce qui est des frais de justice devant la cour suprême, le groupe de
travail s'est prononcé – à la majorité – pour leur attribution aux parties.

�$���&�������	��	���#���	�$�(����	'�� ������)
Les initiatives parlementaires des 4/8 septembre 1999 des commissions de gestion
des Chambres fédérales relatives à une révision partielle de l'OJ prévoyaient entre
autres mesures urgentes d'allégement une limitation du pouvoir d'examen du
Tribunal fédéral des assurances. Cette proposition de réforme a provoqué une
controverse au sein du parlement, avant d'être rejetée dans le cadre de la révision
partielle. Néanmoins, les rapporteurs des commissions ont relevé que la proposition
était « défendable sur le plan juridique et de la politique sociale », ajoutant que cette
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mesure devait être réétudiée lors de la révision totale et trouver place dans la loi sur
le Tribunal fédéral.

C'est ce qui a été fait. Partant, le Tribunal fédéral disposera du même pouvoir
d'examen pour les litiges relatifs aux prestations des assurances sociales que pour
les autres litiges de droit administratif. Il n'examinera plus que les questions de droit.
Pour ce faire, il se fondera en principe sur les faits tels qu'ils auront été déterminés
par l'autorité précédente. Néanmoins, le Tribunal fédéral ne sera pas lié par les faits
ainsi fixés lorsque ceux-ci sont manifestement inexacts ou qu'ils lèsent une norme
juridique. Le Tribunal fédéral devra donc intervenir si l'autorité précédente a établi les
faits de manière inexacte ou incomplète (et par conséquent contraire au droit) ou n'a
pas respecté une règle de procédure (par ex. le droit d'être entendu).

D'un point de vue ���
�
���, il n'y a pas de raison de traiter le droit des assurances
sociales différemment du reste du droit administratif fédéral (exécuté par les
cantons). S'il est vrai que la fixation des faits déterminants joue un rôle important
dans le domaine des prestations (en particulier dans les assurances accidents et
invalidité), il n'en reste pas moins que l'administration et les tribunaux dépendent
dans une certaine mesure des constatations des experts. Les faits à établir reposent
dans une large mesure sur des rapports médicaux et des expertises médicales. Les
faits sont en quelque sorte « livrés » par les experts médicaux. La tâche des
autorités administratives et des tribunaux consiste à respecter minutieusement les
règles pour commander une expertise, puis à apprécier librement celle-ci en tant que
moyen de preuve, étant admis que le juge ne s'écartera pas de l'expertise sans
raison impérative. Si ces deux principes n'ont pas été respectés, il ne s'agit pas
d'erreurs dans la constatation des faits, mais d'��������������
� (non-respect de la
procédure, violation du droit d'être entendu, arbitraire), qui peuvent être invoqués
devant le tribunal suprême.

Sous l'aspect de la �������
������
�
��
����

�, il n'y a pas non plus de raison de
maintenir un plein pouvoir d'examen pour les conflits relatifs aux assurances
sociales. La loi fédérale du 6 octobre 2000 sur la partie générale du droit des
assurances sociales introduit d'une part une procédure d'opposition dans tous les
domaines de l'assurance sociale. Cette solution simple permet aux citoyens d'obtenir
les éclaircissements qui sont souvent nécessaires dans une matière aussi complexe
que les assurances sociales. La LPGA prescrit en outre aux cantons l'obligation de
confier la juridiction des assurances sociales à un tribunal des assurances
fonctionnant comme instance ��
���. Cette norme a pour but de renforcer
considérablement la juridiction cantonale des assurances sociales (éviter la
dispersion en diverses commissions de recours, réduire les voies de recours
cantonales). Le justiciable a ainsi l'assurance que les faits seront examinés par un
tribunal indépendant et qualifié, ce qui répond au besoin de protection
juridictionnelle. Comme pour tous les autres domaines, il n'est plus nécessaire que
l'autorité judiciaire suprême soit nantie d'un plein pouvoir d'examen. Le pouvoir
d'examen du tribunal suprême n'est cependant pas limité sans compensation. En
effet, cette limitation intervient parallèlement à d'importantes améliorations des
possibilités dont dispose le justiciable aux niveaux inférieurs (procédure d'opposition
dans tous les domaines de l'assurance, renforcement des tribunaux des assurances
cantonaux).
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������������	 "�"��!��"�	���	&����	��	%������
Le recours unifié implique aussi une unification de la réglementation relative aux frais
de justice. Désormais, les litiges en matière de prestations d'assurances sociales
seront en principe soumis à des frais comme tous les autres litiges portés devant le
Tribunal fédéral. Aucune raison de nos jours ne permet de justifier que l'on puisse en
appeler à la plus haute cour de ce pays sans en assumer les frais, y compris dans le
domaine des prestations des assurances sociales. Dans tous les autres domaines du
droit, qui peuvent revêtir également une importance décisive pour les intéressés (par
ex. en matière de tutelle), l'attribution des frais de justice du Tribunal fédéral ne
soulève aucun problème et est bien acceptée.

Il existe toutefois une particularité pour ce qui concerne la 

	
����������
�. Alors que
cette limite varie entre 200 et 5000 francs pour les conflits sans intérêt pécuniaire et
entre 200 et 100 000 francs pour les autres litiges, la loi prévoit une limite maximale
nettement inférieure pour les litiges relatifs aux prestations des assurances sociales,
soit de 200 à 1000 francs. De plus, pour fixer les frais dans un cas d'espèce, il n'est
pas tenu compte de la valeur litigieuse – critère qui prévaut généralement – parce
que dans les conflits relatifs aux prestations d'assurance (soit les rentes), cette
valeur est généralement élevée. Ces particularités répondent ainsi aux
considérations de politique sociale inhérentes aux litiges portant sur les prestations
des assurances sociales. Dans ce domaine, il s'agit en premier lieu d'inciter les
justiciables à réfléchir soigneusement avant de recourir. A cet effet, il suffit de prévoir
des frais de justice relativement bas. Eu égard au montant modéré des taxes
prévues, le passage d'un système gratuit à un système payant ne devrait pas
soulever de grandes difficultés.

Au surplus, le Tribunal fédéral peut �������� totalement ou en partie à exiger une
avance des frais de justice si des raisons particulières le justifient. Il dispose ainsi
d'une latitude dans la prise en compte des particularités de chaque cas d'espèce. La
renonciation à percevoir des frais sera notamment indiquée lorsqu'une assurance
gagne un recours contre un assuré.

En outre, en vertu du droit constitutionnel à 
����
����������
�
�
��������
��, l'accès au
Tribunal fédéral est garanti aux plus démunis. Nul ne doit se voir priver de ses droits
pour des raisons financières.

L'introduction généralisée des frais de justice mettra fin à des recours motivés par
des considérations telles que celle-ci: « même si ça ne sert à rien, au moins ça ne
nuit pas !". Si le recourant doit assumer l'avance des frais, il sera mieux conscient de
l'importance d'une telle démarche que s'il n'avait rien à payer. On renoncera ainsi
aux recours inutiles.

Le paiement des frais de justice contribue à �

���� la surcharge du Tribunal, comme
le montre l'expérience du Tribunal fédéral des assurances dans les litiges portant sur
les cotisations, lesquels sont assujettis au paiement des frais de justice. Selon la
statistique du Tribunal fédéral des assurances pour les années 1992 à 1997, entre
16 et 20 % des cas ont pu être classés purement et simplement pour non-paiement
de l'avance des frais.
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�����������	����.��	����!�	��	�������	��	������!	&"�"��!

L'institution du Tribunal administratif fédéral, qui disposera d'une compétence
générale en matière de juridiction administrative fédérale, permettra de décharger
dans une large mesure le Conseil fédéral de ses activités juridictionnelles grâce à
une �����

��������
�
��������!�"��. Cette innovation faisait partie des objectifs
fondamentaux de la réforme de la justice. Le recours au Conseil fédéral sera
presque totalement supprimé, sauf dans les cas où il s'agit de trancher
essentiellement des questions politiques qui se prêtent mal à un examen judiciaire.

Selon le présent projet, seules pourront encore faire l'objet d'un recours au Conseil
fédéral les décisions concernant la sûreté intérieure et extérieure du pays, la
neutralité, la protection diplomatique et les autres affaires extérieures, à moins que le
droit international ne prévoie un droit à une décision judiciaire.

La plupart des recours dévolus jusqu'à maintenant au Conseil fédéral seront
attribués au Tribunal administratif fédéral avec possibilité de recours au Tribunal
fédéral, à moins que cette possibilité ne soit exclue par l'article 78 LTF. Les recours
en matière �����������#	�
��
� contre les décisions des gouvernements cantonaux
selon l'art. 53 de la loi fédérale sur l'assurance-maladie seront également attribués
au Tribunal administratif fédéral, qui statuera définitivement.

La suppression du recours au Conseil fédéral dans de nombreux domaines
correspond à la garantie de l'accès au juge. selon la réforme de la justice, qui
accorde en principe à toute personne le droit d'être jugé par une autorité judiciaire.
Elle permet aussi de décharger le Conseil fédéral de tâches étrangères à son activité
gouvernementale.

�)	����&��������	��	!$�� ���������	��	!�	%����������	���"������

La juridiction suprême dans le domaine des assurances sociales est exercée
actuellement par le Tribunal fédéral des assurances (TFA) à Lucerne. Le TFA a été
institué en 1917 en tant qu'autorité judiciaire autonome. Depuis 1969, il tient lieu de
�����������������������
�
��������
����
�������
�������
�������	��
����������	�$ il
a son siège à Lucerne. Il bénéficie d'un degré élevé d'autonomie dans son
organisation: le TFA a sa propre structure de direction avec un président et ses
propres organes d'administration. Il édicte son propre règlement, dispose d'un
budget distinct et établit son propre rapport de gestion.

L'élection des membres et du président du TFA est régie par les mêmes dispositions
que celles valant pour le Tribunal fédéral. Les juges des deux tribunaux sont élus
séparément; le transfert d'un juge du TFA dans une cour du Tribunal fédéral
nécessite une nouvelle élection.

Le statut actuel repose sur un compromis qui a sa source dans la genèse du tribunal
et qui conduit à de sérieux problèmes. En particulier, la coordination entre les deux
tribunaux nécessite un travail considérable, et le risque d'une jurisprudence non
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uniforme est toujours latent. Il manque une perméabilité entre la cour des
assurances sociales et les autres cours du Tribunal fédéral, et la justice est
représentée à l'extérieur par deux entités différentes.

���" ������	��	!�	%����������	���"������	���	����������	�����!��	����	!�
���*���!	&"�"��!

Le présent projet prévoit une 
�������
�������
�

� qui tient compte de la situation
actuelle et qui propose une série d'innovations:

- La loi sur le Tribunal fédéral crée un ��
��
���
���
����
 ��		�� pour coiffer la
plus haute juridiction de la Confédération: il n'existe plus que « le Tribunal
fédéral ». La désignation « Tribunal fédéral des assurances » disparaît. Tous
les juges fédéraux, y compris ceux du TFA à Lucerne, font partie de la cour
plénière.

- Le �
��� du Tribunal fédéral se trouve à Lausanne; la loi prévoit toutefois que
une ou deux cours siègent à�%������.

- Le ���
�	���������
����
 fixe la ������
�
�����������
���, y compris celles qui sont
traitées par la cour de Lucerne. On peut présumer que Lucerne conservera en
priorité la juridiction des assurances sociales. Mais une nouvelle répartition
pourrait intervenir dans des domaines qui se trouvent à la limite d'autres
domaines du droit.

- La loi ne prévoit plus une ��	
�
�����
�� séparée pour Lausanne et Lucerne. Le
budget, les comptes et le rapport de gestion du Tribunal fédéral englobent
toutes les cours, sans égard au siège. Le Tribunal fédéral pourra prévoir dans
son règlement si et dans quelle mesure des parties de l'administration
bénéficieront d'une plus grande autonomie.

- Les juges bénéficieront en principe du 

������������
������
�������
�����������
��
����
�������
. L'Assemblée fédérale élit les juges du Tribunal fédéral,
indépendamment du siège de Lausanne ou de Lucerne. Les juges en charge à
Lucerne pourront en principe être transférés dans une cour de Lausanne et vice
versa sans nouvelle élection. En cas de vacance, le tribunal devra examiner et
décider si le poste vacant peut être repourvu par un juge déjà en fonction. A
cette occasion, le tribunal devra aussi prendre en considération les
compétences spécifiques des juges, ce qui devrait relativiser la portée du
principe de l’ancienneté ainsi que du besoin d'un juge particulier de changer de
cour. De ce fait, les candidats et l'Assemblée fédérale sauront pour quelle cour
le nouveau juge devra être élu. Ce système permettra de garantir que des juges
spécialisés puissent être élus dans tous les domaines du droit.

- Le Tribunal fédéral a un (seul) ����
����. Si, en revanche, l'on continuait à élire
les juges tantôt pour Lausanne, tantôt pour Lucerne (renonciation au libre
passage), il faudrait maintenir un président à la tête du tribunal de Lucerne.

���	�#���� ��	��	!$���" ������	������!!�

Le Conseil fédéral a opté pour l'intégration partielle en se laissant guider par les
considérations suivantes:

- La justice, en tant que troisième pouvoir étatique, se trouvera renforcée du fait
qu'elle apparaîtra vis-à-vis de l'extérieur comme une ���
�����
���. Dans leurs
rapports avec la justice, les Chambres fédérales et le Conseil fédéral auront
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affaire à un seul interlocuteur et non plus à deux, comme c'est le cas
actuellement. La division actuelle à la tête de la justice risque d'engendrer des
divergences et, partant, une neutralisation d'opinion entre les deux tribunaux,
ce qui a pour effet d'affaiblir leur position dans le système des pouvoirs.

- La �������
�����������
�����, qui a confié la juridiction suprême à �� Tribunal
fédéral (art. 188, al. 1, Cst.), s'en trouvera confortée par rapport à la situation
actuelle, qui compte en fait, avec le Tribunal fédéral et le TFA, deux tribunaux
suprêmes.

- La position du TFA en tant que cour du Tribunal fédéral organisée de manière
autonome n'est pas toujours comprise par une partie de l'opinion publique.
L'intégration partielle en fait une cour à part entière du Tribunal fédéral. Elle
aura pour effet de rehausser son �����
��, comme aussi celui du droit des
assurances sociales.

- Lucerne conservera une partie de la juridiction suprême de la Confédération.
- Du moment que c'est le règlement du tribunal (et non plus la loi) qui fixera les

affaires qui seront traitées à Lucerne, on disposera de la souplesse requise
pour répartir de manière �
������


���� les affaires entre les cours de
Lausanne et de Lucerne.

- Le Tribunal fédéral bénéficiera l'un dans l'autre d'une plus grande ������	
� s'il
peut répartir lui-même les affaires entre les différentes cours pour l'ensemble de
la juridiction supérieure.

- Le libre passage entre les cours – ajouté à la mise en place de la cour plénière
commune - contribuera à une 	�


����������
���
������
�����
���������. Le
juge en fonction à Lucerne qui viendra travailler dans une cour à Lausanne
emmènera avec lui ses connaissances et son expérience. Il reconnaîtra
immédiatement les rapports et les répercussions sur la jurisprudence de la ou
des cours de Lucerne. Dans la perspective d'une mutation éventuelle, les juges
s'intéresseront également davantage à la jurisprudence des autres cours.

- Le 

����������� témoigne du fait que tous les juges fédéraux sont ���������
����&	��������'� et non pas avant tout des juges spécialisés qui ne
connaissent qu'un domaine du droit. Ce constat ne doit pas empêcher un juge
de se perfectionner dans une branche tant qu'il travaille dans une cour.

- Le passage de Lucerne à Lausanne et vice versa est lié à certaines
contingences (transfert du domicile dans une autre région linguistique). Mais on
peut raisonnablement exiger des juges ce que l'on admet couramment dans
l'économie privée.

- Le renforcement de la collaboration entre Lausanne et Lucerne permettra
�����
	
����
���	
�
�����
��������
����
 (suppression de certains doublons). On
pourra n'établir plus qu'un seul budget et une seule comptabilité et, pour les
projets de loi, rendre une prise de position unique.

Berne, le 1er mars 2001

Le message message concernant la révision totale de l'organisation judiciaire fédérale est disponible
sur le site Internet de l’Office fédéral de la justice (http://www.ofj.admin.ch) sous la rubrique
« Procédure & Organisation judiciaire / l'organisation judiciaire fédérale ».
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